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Stadt Zug 

Stadtrat 

 
 

 Nr. 2388.1 

 
 

Grosser Gemeinderat, Vorlage 
 
Interpellation Beat Bühlmann, SVP, betreffend vergünstigte Stadtwohnungen für Topverdie-
ner und ohne GGR-Mitspracherecht: Beantwortung offener Fragen 
 
Bericht des Stadtrats vom 16. August 2017 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 21. Dezember 2015 hatte Beat Bühlmann, SVP, die Interpellation „Vergünstigte Stadtwoh-
nungen für Topverdiener und ohne GGR-Mitspracherecht” eingereicht. Mit der GGR-Vorlage 
Nr. 2388 wurde die Interpellation von Beat Bühlmann beantwortet. Am 22. März 2016 nahm 
der GGR die Antwort des Stadtrates zur Kenntnis. Bedingt durch den damaligen Stand der 
Einführung der Richtlinien für die Zuteilung der preisgünstigen Wohnungen und deren 
Überprüfung konnten nicht alle Fragen abschliessend beantwortet werden. 
Zwischenzeitlich wurden die Richtlinien in Zusammenarbeit mit den Fraktionsvorsitzenden 
aus dem GGR überarbeitet, zu Beginn des Jahres 2017 beschlossen und eingeführt. Das be-
deutet, alle Mieterinnen und Mieter wurden angeschrieben und die für die Überprüfung 
notwendigen Einkommens- und Vermögensdaten erhoben. Auf dieser Grundlage können die 
offenen Fragen nun beantwortet werden. 
 
Wir unterbreiten Ihnen hiermit den Bericht mit den noch zu beantwortenden Fragen: 
 
 
Frage 1 
Wie ist die Einkommenserteilung der aktuellen Mieterinnen und Mieter? 
 
Antwort 

Steuerbares Einkommen Anz. Wohnungen in % 
CHF 0 – 20’000.00 105 41 
CHF 20’000.00 – 30’000.00 36 14 
CHF 30’000.00 – 40’000.00 37 14 
CHF 40’000.00 – 50’000.00 18 7 
CHF 50’000.00 – 60’000.00 10 4 
CHF 60’000.00 – 70’000.00 22 9 
CHF 70’000.00 – 80’000.00 9 3 
CHF 80’000.00 – 90’000.00 9 3 
CHF 90’000.00 – 100’000.00 6 2 
über CHF 100’000.00 6 2 
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Die Dienstwohnungen und Studentenzimmer, welche ebenfalls unter die preisgünstigen 
Wohnungen fallen, sind in der vorhergehenden Berechnung nicht enthalten. Bei den Dienst-
wohnungen steht der funktionale Bezug zur dienstlichen Tätigkeit für die Stadt Zug im Vor-
dergrund. Die Bewohnerinnen und Bewohner der Studentenzimmer befinden sich in Ausbil-
dung. 
 
 
Frage 2.6 
Wie viele Leute müssten die Wohnung innerhalb von 2 Jahren verlassen, wenn die Ober-
grenze neu Faktor 4 statt 6 wäre? 
 
Antwort 
Der Faktor zur Berechnung der maximalen Einkommenslimite wurde in den überarbeiteten 
Richtlinien auf 4 festgesetzt. Daher wird diese Frage nun nicht hypothetisch, sondern basie-
rend auf den tatsächlichen Verhältnissen beantwortet: Insgesamt haben 21 Mietparteien 
eine Kündigung erhalten, da ein oder mehrere Kriterien nicht eingehalten waren. Innerhalb 
von zwei Jahren müssen sich 17 Mietparteien eine neue Wohnung suchen (Nicht-Einhalten 
von einem Kriterium). Vier Mietparteien wurde mit einer Jahresfrist gekündigt (Nicht-Einhal-
ten von zwei oder mehr Kriterien). Zwischenzeitlich haben bereits vier Mietparteien eine 
neue Wohnung gefunden und ihrerseits vom einmonatigen Kündigungsrecht Gebrauch ge-
macht. 
 
 
Frage 4.4 
Gab es Probleme mit den Mieterinnen und Mietern? Erste Reaktionen? 
 
Antwort 
Grundsätzlich kann man festhalten, dass die Umsetzung der Richtlinien ohne grössere Prob-
leme erfolgt ist. Die neuen Bestimmungen sind nicht nur bei der breiten Bevölkerung auf 
Verständnis gestossen, sondern wurden auch bei der Mieterschaft grundsätzlich akzeptiert. 
Dies ist sicherlich auch dem Umstand geschuldet, dass die Mieterinnen und Mieter über ein 
entsprechendes Schreiben der Abteilung Immobilien und diverse Presseartikel bereits vorin-
formiert waren und die Einführung der Richtlinien nicht überraschend gekommen ist. Bis-
lang sind drei Schlichtungsverfahren aufgrund der ausgesprochenen Kündigung (vgl. Frage 
2.6) hängig. 
 
 
Frage 4.5 
Bis wann will der Stadtrat das abgeschlossen haben (sprich alle neuen Verträge unterzeich-
net)? 
 
Antwort 
Die Einführung der Richtlinien ist erfolgt. Momentan laufen noch die Restabwicklungen und 
die Bearbeitung der Schlichtungsfälle. Bis auf wenige Mietverträge konnten bis Ende Juli 
2017 alle neuen Mietverträge unterzeichnet und in den Mieterakten abgelegt werden. Bei 
den preisgünstigen Alterswohnungen wurde auf die Änderung der Mietverträge verzichtet, 
da bei der Mieterschaft ab dem Alter von 70 Jahren die Überprüfung gemäss den neuen 
Richtlinien nur noch einmalig bei Einzug stattfindet. 
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Antrag 
Wir beantragen Ihnen, die Antwort des Stadtrates zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Zug, 16. August 2017 
 
Dolfi Müller Martin Würmli 
Stadtpräsident Stadtschreiber 
 
 
 
Beilagen: 

1. Interpellation Beat Bühlmann, SVP, vom 21. Dezember 2015 betreffend vergünstigte Stadtwohnungen für Topver-

diener und ohne GGR-Mitspracherecht 

2. Richtlinien für die Zuteilung der preisgünstigen Wohnungen und preisgünstigen Alterswohnungen im Verwaltungs-

vermögen vom 31. Januar 2017 (ersetzen die Richtlinien vom 30. September 2015) 

 

 

Die Vorlage wurde vom Finanzdepartement verfasst. Weitere Auskünfte erteilt Ihnen gerne Stadtrat, Karl Kobelt, Depar-

tementsvorsteher, Tel. 041 728 21 21. 
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Stadt Zug
Stadtrat

Richtlinien für die Zuteilung der preisgünstigen Wohnungen und preisgünstigen 
Alterswohnungen im Verwaltungsvermögen

vom 31. Januar 2017 (ersetzen die Richtlinien vom 30. September 2015)

Die städtischen Wohnungen im Verwaltungsvermögen (VV) werden durch das Finanzdepar-
tement bzw. die Abteilung Immobilien Stadt Zug nach Prüfung von Referenzen und Betrei-
bungsregisterauszug, Mindestbelegung sowie Einkommens- und Vermögensgrenzen verge-
ben. Die Zuteilung der preisgünstigen Wohnungen und preisgünstigen Alterswohnungen im 
Verwaltungsvermögen (nachfolgend preisgünstige Wohnung) erfolgt nach folgenden Krite-
rien:

1. Hauptkriterien
1.1. Anzahl Personen pro Wohnung

Die Personenzahl pro Wohnung soll mindestens betragen:

wovon Jugendliche unter 18 Jahren 
oder in Erstausbildung 

mind. 2 
mind. 1

Total
mind.

5.5- Zimmer-Wohnungen
4.5- Zimmer-Wohnungen
3.5- Zimmer-Wohnungen
2.5- Zimmer-Wohnungen

4
3
2
1

1.2. Einkommens- und Vermögensverhältnisse:
Die Einkommens- und Vermögensgrenzen werden vom Stadtrat wie folgt festgelegt:

Das kumulierte steuerbare Einkommen aller Bewohnerinnen und Bewohner 
pro Wohnung darf das Vierfache des jährlichen Nettomietzinses nicht über-
steigen.
Das kumulierte steuerbare Vermögen aller Bewohnerinnen und Bewohner pro 
Wohnung darf den Maximalbetrag von CHF 400'000.00 nicht übersteigen. 
Diese Vermögensgrenze ist indexiert (Stand Landesindex für Konsumenten-
preise September 2016: 100.2 Punkte, Basis Dezember 2015).

1.2.1

1.2.2

Die Einkommens- und die Vermögensgrenzen müssen unabhängig voneinander ein-
gehalten werden, damit die Kriterien dieser Richtlinien erfüllt sind.
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1.3. Eigennutzung durch Mieterschaft/Untermiete:
Die Mieterschaft einer städtischen preisgünstigen Wohnung muss dort selber wohn-
haft sein und diese Wohnung als Hauptwohnsitz gemeldet haben. Eine Untermiete 
ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung der Abteilung Immobilien zulässig. 
Die Zustimmung kann aus den in Art. 262 OR genannten Gründen verweigert wer-
den. Als wesentlicher Nachteil gemäss Art. 262 Ziff. c OR bei der Untervermietung 
gelten insbesondere
- deren mehr als einjährige Dauer,
- die mehr als zweimalige Untervermietung im laufenden Mietverhältnis,
- der Umstand, dass die Mieterin oder der Mietdr nicht darlegen kann, dass sie 

oder er nach Ablauf der Untervermietung wieder selbst in der Wohnung wohn-
haft ist, sowie

- die Verletzung der Zielsetzungen der preisgünstigen Wohnungen.

Mit der Untervermietung dürfen die Richtlinien nicht umgangen werden. Die Krite-
rien unter Ziff. 1.1 und 1.2 müssen zwingend eingehalten werden.

2. Zusatzkriterien
Den Vorzug gegenüber allen anderen Bewerberinnen bzw. Bewerbern erhalten Gesuch-
stellende, welche ein oder mehrere der folgenden Kriterien erfüllen:

- Gesuchstellende mit Wohnort oder Arbeitsplatz in der Stadt Zug, welche die Einkom-
mens- und Vermögenslimite für Zusatzverbilligungen gemäss Wohnraumförderungsge- 
setz des Kantons Zug erfüllen.

- Gesuchstellende mit Wohnort im Kanton Zug und Arbeitsort in der Stadt Zug.
- Haushalte, welche die Mindestpersonenanzahl gemäss Ziff. 1.1 übertreffen.
- Gesuchstellende, welche in der Stadt Zug geboren oder langjährig in der Stadt Zug ge-

wohnt haben. Unter langjährig im Sinne dieser Richtlinien wird ein Zeitraum von min-
destens 10 Jahren verstanden.

- Gesuchstellende, welche Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr Zug oder Mitarbeitende 
des Werkhofs sind.

- Sozialhilfebeziehende, insbesondere Familien mit Kindern, die dringend auf günstigen 
bzw. bezahlbaren Wohnraum angewiesen sind, oder Personen bei denen eine Exmission 
bevorsteht.

Diese Zusatzkriterien gelten nicht für preisgünstige Alterswohnungen.

3. Regelmässige Überprüfung
Die Stadt Zug überprüft die Einhaltung der Richtlinien in regelmässigen Intervallen min-
destens alle drei Jahre mittels Selbstdeklaration. Die Vermieterin ist berechtigt, die dafür 
notwendigen Unterlagen einzufordern. Die Mieterin bzw. der Mieter verpflichtet sich zur 
Mitwirkung und wahrheitsgetreuen Selbstdeklaration, vgl. Ziff. 4.2, bei der Überprüfung.

Mietinteressenten, die das Alter von 70 Jahren erreicht haben, werden bezüglich ihrer 
Einkommens- und Vermögensgrenze gemäss Ziff. 1.2 bei Einzug in eine preisgünstige 
Wohnung einmalig überprüft. Mieterinnen und Mieter werden nach Überschreiten des 
Alters von 70 Jahren bezüglich ihrer Einkommens- und Vermögensgrenze gemäss Ziff. 1.2 
nur noch einmal letztmalig überprüft. ,
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4. Pflichten der Mieterin/des Mieters
4.1 Meldepflicht

Wird eines der Kriterien gemäss Ziff. 1.1 und 1.2 nicht mehr eingehalten, hat die 
Mieterin/der Mieter umgehend die Stadt Zug, Abteilung Immobilien, zu informie-
ren. .

4.2 Mitwirkungspflicht
Die Mieterin/der Mieter verpflichtet sich, für die Überprüfung der Einhaltung der 
Richtlinien alle benötigten und angeforderten Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 
Dies sind insbesondere die Steuererklärung und der aktuelle Steuerbescheid.

5. Warteliste
Für städtische preisgünstige Wohnungen im Verwaltungsvermögen werden Wartelisten 
geführt. Die Mietobjekte können auch ohne öffentliche Ausschreibung vergeben wer-
den, wenn auf der Warteliste Personen vermerkt sind, die die Hauptkriterien gemäss 
Ziff. 1 erfüllen. Die gleichzeitige Erfüllung von Zusatzkriterien gemäss Ziff. 2. dieser 
Richtlinie oder ein interner Wohnungswechsel von Mieterinnen und Mietern, welche die 
Kriterien unter Ziff. 1.1 (Belegungsvorschriften) nicht mehr erfüllen, kann die Reihen-
folge auf der Warteliste beeinflussen. Die Dauer, während welcher Mietinteressenten auf 
der Warteliste gemeldet sind, ist nicht entscheidend.

6. Ausnahmen
Diese Kriterien gelten grundsätzlich für die Vermietung aller preisgünstigen Wohnungen im 
Verwaltungsvermögen. In Ausnahmefällen, zum Beispiel bei Leerständen, kann von den Kri-
terien abgewichen werden.

7. Kündigungsbestimmungen
Wird ein Kriterium nach Ziff. 1 nicht mehr erfüllt, wird das Mietverhältnis unter Berück-
sichtigung der persönlichen Verhältnisse der Mieterin/des Mieters mit einer Kündigungs-
frist von sechs Monaten auf einen vertraglichen Kündigungstermin hin aufgelöst. Der 
Mieterin/dem Mieter wird in diesem Fall ein ausserordentliches Kündigungsrecht von 
30 Tagen auf ein Monatsende, ausgenommen Dezember, eingeräumt.
Verstösst eine Mieterin oder ein Mieter gegen Treu und Glauben, indem sie oder er bei-
spielsweise für das Mietverhältnis relevante Angaben verschweigt, unwahre Angaben 
macht oder gegen die Meldepflicht verstösst, kann die Abteilung Immobilien das Miet-
verhältnis unter Einhaltung der Kündigungsfrist auf den nächstmöglichen vertraglichen 
Kündigungstermin hin auflösen.
Die Abteilung Immobilien kann bei Mietverhältnissen, bei denen eine Kündigung eine unzu-
mutbare Härte darstellen würde, Ausnahmen zulassen.

8. Übergangsregelung
Für Mietverhältnisse, die vor dem 31. Januar 2017 geschlossen wurden, gelten folgende 
Übergangsregelungen:
Wird eines der unter Ziff. 1.1 und 1.2 geforderten Kriterien nicht erfüllt, wird das Miet-
verhältnis mit einer Kündigungsfrist von zwei Jahren (ab erstmaliger Überprüfung) auf 
den nächsten vertraglichen Kündigungstermin beendet. Die Mieterinnen bzw. Mieter 
werden nach Möglichkeit bei Freiwerden einer geeigneten preisgünstigen Wohnung im 
Verwaltungsvermögen bevorzugt behandelt, sofern sie die Kriterien unter Ziff. 1 erfül-
len. Der Mieterin/dem Mieter wird in diesem Fall ein ausserordentliches Kündigungsrecht 
von 30 Tagen auf ein Monatsende, ausgenommen Dezember, eingeräumt.
Werden zwei der unter Ziff. 1.1 und 1.2 geforderten Kriterien nicht erfüllt, wird das
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Mietverhältnis mit einer Kündigungsfrist von einem Jahr auf den nächsten möglichen 
Kündigungstermin beendet. Der Mieterin/dem Mieter wird in diesem Fall ein ausseror-
dentliches Kündigungsrecht von 30 Tagen auf ein Monatsende, ausgenommen Dezember, 
eingeräumt.

9. Überprüfung und Anpassung
Der Stadtrat von Zug überprüft die in dieser Richtlinie festgelegten Kriterien mindestens 
alle sechs Jahre und passt diese bei Bedarf an neue Gegebenheiten (zum Beispiel Erhö-
hung des gesetzlichen Rentenalters) an.

10. Festsetzung '
Diese Richtlinien wurden vom Stadtrat mit Beschluss Nr. 58.17 am 31. Januar 2017 mit so-
fortiger Wirkung festgesetzt. Sie ersetzen die Richtlinien vom 30. September 2015.

Zug,31.Januar 2017

Stadtrat voi 
Andre Tiepräsident Martf i, Staufltsjelhreiber

Ort/Datum:

Mieter/in:
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